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„Wenn wir streiken, steht die Welt still“. Dieser Slogan untermalte 2018 den feministischen
Generalstreik in Spanien zum Internationalen Frauenkampftag. Die spanischen Frauen haben
bezahlte und unbezahlte Arbeit niedergelegt und so ökonomischen und gesellschaftlichen Druck
ausgeübt, indem hunderte Züge ausfielen, Straßen blockiert wurden und Schulen sowie Kitas
geschlossen blieben. Auch in Deutschland ist diese Parole verwendet worden. Der Unterschied: 
Hierzulande wird in der Regel die Arbeit nicht niedergelegt, sondern die Wut über die alltägliche
sexistische Unterdrückung durch Demonstrationen und Kundgebungen an die Öffentlichkeit
getragen. Diese Aktionen sind wichtig und zeigen, wie viele Menschen auch hierzulande für
Frauenforderungen auf die Straße gehen. Doch es wirft auch die Frage auf: Wie kommen wir in
Deutschland dazu, dass alles stillsteht? Denn Gründe zu streiken, gibt es allemal.

Was möglich wäre

Erinnern wir uns an die Coronapandemie: Während alle ihr Mitgefühl und Unterstützung durch
Klatschen am Fenster oder auf dem Balkon kundtaten, musste das medizinische Personal massive
Überstunden zu schlechten Arbeitsbedingungen schieben. Das Gesundheitssystem stand damals vor
dem Kollaps und wird seitdem auch nur durch die Bereitschaft des existierenden Personals
zusammengehalten. Von der miserablen Versorgung bezüglich Abtreibung sowie Häusern zum
Schutz vor Gewalt ganz zu schweigen. Frauen sind die doppelten Krisenverliererinnen und die
Ungleichheit zwischen den Geschlechtern hat sich weiter verschärft. Kurzum: Die Liste an
Missständen ist ewig lang. Doch all das muss nicht so bleiben, sondern sind Dinge, die verändert
werden könnten. Demos, Petitionen, vereinzelte Proteste reichen jedoch dafür nicht aus. Um den
nötigen Druck zu erzeugen, für feministische Forderungen zu kämpfen, bedarf es eines
ökonomischen Stillstandes. Denn erst wenn die Profite des kapitalistischen Systems nicht mehr
fließen, wird eine politische Kraft ausgespielt, die die Kapitalistenklasse nicht mehr ignorieren kann.

Stellen wir uns jetzt vor, dass der DGB (Deutscher Gewerkschaftsbund) mit seinen 5,6 Millionen
Mitgliedern sich dazu entscheiden würde, für einen Streik einzutreten: Es gäbe in tausenden von
Betrieben Vollversammlungen, wo man nicht nur über die Forderungen reden könnte, sondern auch
Raum hätte, darüber zu diskutieren, wie und wo Sexismus im Betrieb sowie in der Gesellschaft
stattfinden. Das würde nicht nur helfen, die Forderungen durchzusetzen, sondern auch einen
Beitrag leisten, wie innerhalb der Gesellschaft über antisexistische Themen geredet wird. Wie also
kommen wir dahin?

Ein kurzer historischer Abriss

Während in vielen EU-Ländern politische Streiks rechtlich erlaubt sind und wir in den letzten
Jahrzehnten Generalstreiks in Belgien oder Frankreich miterleben konnten, ist im Bewusstsein der
deutschen Öffentlichkeit verankert, dass hier keine politischen Streiks, geschweige denn
Generalstreiks, möglich sind. Doch woran liegt das genau? Rechtlich ist ein Verbot von politischen
Streiks nicht geregelt. Das Grundgesetz schützt das Recht zu streiken und auch historisch gab es in
der deutschen Geschichte immer wieder politische Streiks – wenn auch deutlich weniger als in
anderen Ländern. Beispiele dafür sind aus der Vergangenheit der Generalstreik für die Beendigung
des 1. Weltkrieges 1918, welcher trotz Verbots Hunderttausende auf die Straßen brachte oder der
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1948 für die Demokratisierung und Sozialisierung der Wirtschaft. Doch auch in der neueren
Geschichte kam es zu Protesten: 1996 gegen die Kürzung der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall
oder 2007, als die IG Metall zu einer Arbeitsniederlegung aufgerufen hatte, um gegen die Rente mit
67 zu protestieren. 2023 sorgte der Schulterschluss zwischen ver.di und Fridays For Future (FFF)
für hitzige Debatten, ob dies denn überhaupt legitim sei oder nicht schon ein politischer Streik. FFF
unterstützte mit der Kampagne #wirfahrenzusammen insbesondere die Forderungen des ÖPNV in
den Tarifverhandlungen des öffentlichen Dienstes und setzte auf Streikkundgebungen Akzente und
Forderungen für eine nachhaltige Verkehrswende. Woher kommt also die Annahme, dass politische
Streiks verboten sind?

Scheinbares Verbot und Angriffe auf das Streikrecht

Dies leitet sich aus einem Urteil des Freiburger Landgerichts von 1952 ab. Damals streikten
Beschäftigte der Zeitungsbetriebe für mehr Rechte im Betriebsverfassungsgesetz. Das Gericht
urteilte dabei, dass die Streiks rechtswidrig sind, unterstrich aber ausdrücklich, dass sie nicht
verfassungswidrig sind: „Sollte durch vorübergehende Arbeitsniederlegung für die Freilassung von
Kriegsgefangenen oder gegen hohe Besatzungskosten oder gegen hohe Preise demonstriert werden,
dann könnte dieser politische Streik wohl kaum als verfassungswidrig angesehen werden.“

Das im Grundgesetz festgeschriebene Recht zu streiken ergibt sich aus dem Artikel 9 Absatz 3. Dort
wird geregelt, dass Arbeitskämpfe „zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und
Wirtschaftsbedingungen“ geführt werden können. Ein Grundrecht auf Streik, losgelöst von seiner
funktionalen Bezugnahme auf die Tarifautonomie, gewährleistet der Artikel allerdings nicht.
Darüber hinaus wurde in den vergangenen Jahrzehnten das Streikrecht immer weiter ausgehöhlt,
während zeitgleich die Arbeitsbedingungen sich verschlechterten durch Privatisierung sowie Ausbau
des Niedriglohnsektors. Beispiele dafür sind das Gesetz zur Tarifeinheit oder die diversen
Schlichtungsvereinbarungen, die dazu genutzt werden, „Ruhepausen“ in Streiks zu erzwingen.

Kurzum: In Deutschland ist Streikrecht Richter:innenrecht. Ein politischer Streik ist faktisch
möglich. Er ist nicht explizit verboten, bestehende Gesetze legalisieren jedoch nur Streiks für
Tarifverträge. Diese Begrenztheit wird jedoch von der internationalen sowie europäischen
Rechtsprechung kritisiert und Jurist:innen wie Theresa Tschenker meinen, dass die Grenzen des
Legalen z. B. verschoben werden können. Zu Recht sieht sie in den Tarifkämpfen um Entlastung der
Krankenhausbeschäftigten das Manko, dass sie nicht am Finanzierungssystem gerüttelt hätten. Dies
ist sicher einer der Gründe, warum diese Bewegung dem Kahlschlag durch die jüngsten
Lauterbach’schen Krankenhaus„reformen“ wehr- und hilflos gegenübersteht. Sie fordert: „Man
müsste die Rechtsprechung zum Verbot des politischen Streiks herausfordern. Dazu bräuchte es
einen bundesweiten Krankenhausstreik … Es müsste klar werden, dass alle Beschäftigten dafür
streiken, dass die Finanzierung geändert wird …“ Auch die Beispiele nach 1952 machen deutlich,
dass es eher eine Frage der Entschlossenheit bleibt als eine der Rechtslage. Hinzu kommt, dass,
objektiv betrachtet, selbst ein existierendes Verbot nicht bedeutet, dass man dieses bei
massenhaften Protesten nicht auch kippen könnte – schließlich ist der politische Streik ein
notwendiges Mittel, um Druck auszuüben. Als Marxist:innen lassen wir uns nicht von den Gesetzen
des bürgerlichen Staates begrenzen und die Rechtsprechung vertritt die Interessen des deutschen
Staates und des Kapitals, indem durch Verbot eines Streiks keine Profiteinbußen auf Kosten der
Kapitalist:innen anfallen. Natürlich könnten Konsequenzen drohen, aber im Falle einer Bewegung
könnten Repressionen mit erneuten Streiks abgewehrt werden. Was also hindert uns daran zu
streiken?



Der Unwillen der Gewerkschaften

Eines der häufigsten Argumente ist, dass die Gewerkschaften Schadenersatzforderungen
befürchten, wenn sie zu einem Streik aufrufen, der nicht den rechtlichen Kriterien entspricht. Man
sollte meinen, dass der DGB sich zu wehren wüsste und seine Mitgliedschaft tatkräftig dagegen
mobilisieren könnte. Doch so einfach ist das nicht. Denn in der Realität sehen wir selbst bei bloßen
Tarifrunden ein Anbiedern ans Kapital statt kämpferischer Streiks, wie die Beschäftigten bei den
den Tarifverträgen TVöD, TV-L , der Post und Bahn am eigenen Leibe gespürt haben. Zehntausende
Neueintritte zeigten die enorme Kampfkraft,  stattdessen kam es jedoch zu enttäuschenden
Reallohnverlusten bei den Abschlüssen. Mit zahlreichen Trickser- und Zahlendrehereien wird
versucht, diese als Erfolge zu verkaufen. Nullmonate und überlange Laufzeiten, die vorher
kategorisch abgelehnt wurden, wurden auf einmal akzeptiert. Der Informationsfluss, wie der
Abschluss denn zu bewerten sei, läuft einseitig und die Gewerkschaft behält sich hier ein
Informationsmonopol vor. Möglichkeiten, sich über den Abschluss auszutauschen und
gegebenenfalls weitere Schritte zu diskutieren, gibt es wenig. Der vermeintlich demokratische
Prozess zur Befragung aller Gewerkschaftsmitglieder über das Ergebnis ist tatsächlich nicht
rechtlich bindend. So verkommen die Tarifrunden zu reinen Ritualen und dienen lediglich der

Abwehr der schlimmsten Verelendung. Aber wieso? Die Verantwortlichen der Misere sind schnell
gefunden. Es ist die Gewerkschaftsbürokratie und deren Programm der Sozialpartnerschaft.

Wurzeln der Bürokratie und Sozialpartnerschaft

Die Sozialpartnerschaft zwischen Gewerkschaften und Unternehmer:innen sorgt für ein vermeintlich
harmonisches Miteinander zwischen Arbeiter:inneninteressen und denen des Kapitals gemäß dem
Sprichwort „zum Sterben zu viel, zum Leben zu wenig“ und basiert auf der Idee der kapitalistischen
Mitverwaltung. Reformistische Politiker:innen in den Führungen der Gewerkschaften, der
Betriebsräte in den Großkonzernen, der SPD, aber auch der Linkspartei setzen in ihrer Politik auf
die Strategie der Zusammenarbeit mit vermeintlich „vernünftigen“ Teilen der herrschenden Klasse.
Letzten Endes versprechen sie an der Regierung, „das größere Übel“, also noch mehr Entlassungen
und Sozialabbau, zu verhindern – und bereiten damit nur ebendieses vor, indem sie die Klasse
spalten und ihre Kampfkraft schwächen. Die Gewerkschaftsführungen und Betriebsräte spielen
dasselbe Spiel in der Hoffnung, dass Lohnverzicht und Kurzarbeit Arbeitsplätze sichern. Doch zeigt
es vor allem eins: dass sie Frieden mit dem Kapitalismus geschlossen haben, wohingegen die
objektiven Interessen der Beschäftigten dem diametral gegenüberstehen.

Diese  Politik wird von der Gewerkschaftsbürokratie getragen. Dabei gibt es Momente, in denen sie
gezwungen ist, zu mobilisieren und radikal aufzutreten. Denn ihre Position ergibt sich eben daraus,
dass sie als Vermittlerin zwischen Lohnarbeit und Kapital fungieren kann – im Interesse der
Beschäftigten Verbesserungen erkämpfen, aber eben nur so viel, dass es dem Kapital nicht schadet,
um „den eigenen Standort“ und die „Wettbewerbsfähigkeit“ zu sichern. Dabei entwickelt sie als
bürokratische Schicht selbst ein materielles Interesse, ihre Rolle als Vermittlerin zwischen
Lohnarbeit und Kapital zu verewigen – und damit auch, die bürgerlichen Eigentumsverhältnisse zu
verteidigen. Dass sie sich etablieren konnte, ist ein historischer Prozess, den wir an dieser Stelle
nicht näher beleuchten können. Gefördert wird das aber durch die Extraprofite und Überausbeutung
der halbkolonialen Welt. Auch wenn es sicher Individuen gibt, die es als
Gewerkschaftssekretär:innen gut meinen – wir können nicht auf den guten Willen Einzelner 
vertrauen – insbesondere nicht, wenn deren Position auf Überausbeitung von Kolleg:innen in
anderen Ländern basiert.

Das wirft berechtigterweise die Frage auf: Kann man sein Vertrauen in solche Hände legen? Die
klare Antwort lautet: Nein. Doch es hilft nicht, sich komplett von den existierenden Strukturen der



Gewerkschaften abzuwenden. Schließlich zeigen die Beispiele aus anderen Ländern, was möglich
sein könnte. Deswegen ist es notwendig, die existierenden Tarifkämpfe zu politisieren sowie
systematisch gegen Gewerkschaftsbürokratie und Sozialpartnerschaft vorzugehen.

Klassenkämpferische Basisbewegung aufbauen!

Es steht also an, den existierenden Interessenkonflikt offenzulegen und weiter zu politisieren. Das
kann beispielsweiseweise bedeuten, konkret aufzuzeigen, dass unser Geld nicht weg, sondern
schlichtweg nach oben umverteilt wurde, wie wir an den Abschlüssen von 2023 sehen. Das Geld,
was dem öffentlichen Dienst fehlt, ist nämlich bei den Rüstungsausgaben der Bundesregierung zu
finden. Gleiches gilt für antisexistische Forderungen. Doch was bedeutet das in der Praxis?

Während #wirfahrenzusammen zeigt, wie Teile der Umweltbewegung versuchen, ein Bündnis mit
den Beschäftigten im ÖPNV zu schließen, bleibt es Aufgabe für die feministischen Strömungen, es
ihnen gleichzutun und beispielsweise die Streiks im Caresektor wie der Krankenhausbewegung aktiv
zu unterstützen. Bei all den positiven Momenten, wäre es jedoch wichtig, die Fehler der
#wirfahrenzusammen-Kampagne nicht zu wiederholen. Das bedeutet, dass man sich nicht von
Gewerkschaftsführung & Co abhängig machen darf, um auch klare Kritik üben zu können für den
Fall, dass beispielsweise die Abschlüsse so enttäuschend ausfallen wie die 2023:

Nein zu allen Gesprächen hinter verschlossenen Türen! Verhandlungen sollen
öffentlich über das Internet übertragen werden! Keine Abschlüsse ohne vorherige
Abstimmung unter den Mitgliedern! Rechenschaftspflicht und Wahl der
Tarifkommission durch die Basis!
Streikleitung den Streikenden: Für flächendeckende Streikversammlungen bei Streiks
in den jeweiligen Branchen, die bindend entscheiden, wie ihr Kampf geführt wird!

Doch es darf nicht dabei bleiben, Tarifkämpfe zu kommentieren. Auch innerhalb von
Gewerkschaften kommt es zu Sexismus, Rassismus, sowie LGBTIA+-Unterdrückung. Deswegen
muss auch  – neben dem Kampf zur Demokratisierung der Gewerkschaften an sich –  darauf
eingegangen werden. Neben möglichen Quotierungen ist es essentiell, dafür einzustehen, dass es
das Recht auf gesonderte Treffen und eigene Strukturen ohne jede Bevormundung durch den
Apparat für gesellschaftlich Unterdrückte gibt. Darüber hinaus müssen aktiv Mechanismen zum
Umgang mit, aber auch zur Prävention von Übergriffen und diskriminierendem Verhalten erarbeitet
werden – denn bloße Phrasen reichen an der Stelle nicht aus, um den gemeinsamen Kampf zu
gewährleisten.

Für das Recht auf gesonderte Treffen und eigene Strukturen ohne jede Bevormundung
durch den Apparat für gesellschaftlich Unterdrückte: Frauen, Jugendliche,
MigrantInnen, trans Personen, Schwule und Lesben! Für den aktiven Kampf zur
Organisierung dieser Gruppen und gegen jede rassistische, sexistische oder
homophobe Diskriminierung!
Für das Recht aller politischen und sozialen Gruppierungen (mit Ausnahme
faschistischer und offen gewerkschaftsfeindlicher), sich in den Gewerkschaften zu
versammeln, zu artikulieren und Fraktionen zu bilden!

https://www.wir-fahren-zusammen.de/


Zusammengefasst bedeutet das, dass wir innerhalb der Gewerkschaften eine klassenkämpferische
Basisbewegung aufbauen müssen, die auch bereit ist, nicht nur als „linke Bürokrat:innen“
Entscheidungen zu treffen, sondern sich gegen die Bürokratie selbst richtet. Deswegen ist es auch
zentral, dass man dafür eintritt, dass Streik- und Aktionskomittees in Betrieben, an Unis und
Schulen gebildet werden. Diese helfen nicht nur, Proteste stärker im Alltag zu verankern, sie sowie
weitere Aktionen zu planen, sondern sollten letzten Endes über die Forderungen des Streiks, die
Durchführung dessen und den Fortgang der Bewegung an sich entscheiden, beispielsweise indem
Delegierte gewählt werden, die rechenschaftspflichtig sowie wähl- und jederzeit abwählbar sind –
anders als in bürokratisierten Gewerkschaften.

Für die Wählbarkeit und jederzeitige Abwählbarkeit der Funktionär:innen! Niemand
darf mehr verdienen als ein durchschnittliches Facharbeiter:innengehalt!

Kämpfe verbinden und zuspitzen!

Kurzum: Auf den ersten Blick sind die Gewerkschaften nicht die liebsten Bündnispartnerinnen.
Gleichzeitig können sie mächtige Kampforgane verkörpern, um die eigenen Ziele durchzusetzen,
insbesondere wenn es darum geht, Bewegungen nicht nur anzustoßen, sondern zum Erfolg zu
bringen und reale Verbesserungen zu erkämpfen. Das ist jedoch keine Zufälligkeit, nichts, was
spontan aus dem Moment heraus passiert, sondern letzten Endes eine Frage der politischen
Grundlage. Es ist also an uns, ob wir die Gewerkschaften in Instrumente verwandeln, die der
Frauenstreikbewegung dienlich sind.

Gleichzeitig wollen wir als Marxist:innen nicht dabei stehen bleiben, Bewegungen aufzubauen,
sondern glauben, dass Klassenbewusstsein nicht innerhalb des kapitalistischen Systems verbleiben
darf. Ein Kleinkrieg gegen die Auswirkungen ist nicht ausreichend und wird soziale
Unterdrückungen nicht beenden. Stattdessen muss gleichzeitig versucht werden, den Kapitalismus
zu zerschlagen. Das ist auch vielen innerhalb der Frauenstreikbewegung klar. Wir treten deswegen 
für Forderungen wie Kollektivierung der Sorge-/Carearbeit, finanziert durch die Enteignung der
Reichen, ein – also solche, die das kapitalistische System an sich infrage stellen. Unserer Meinung
nach kann  mit einem politischen Programm von Übergangsforderungen der Arbeiter:innenklasse
eine Strategie und das Bewusstsein für die Notwendigkeit einer proletarischen Revolution vermittelt
werden. Also lasst das Motto „Wenn wir streiken, steht die Welt still“ auch hierzulande wahr
werden! Lasst uns unsere Forderungen in die Frauen- und Bewegung anderer sozial Unterdrückter
hineintragen und einen Frauenstreik organisieren, der nicht an Landesgrenzen haltmacht – mit dem
Ziel, der Wurzel der Frauenunterdrückung – dem Kapitalismus – den Garaus zu machen!

Anhang: Beispielhaft Streiks

Beispiel 1: Der Kampf gegen die Streichung der Lohnfortzahlung im
Krankheitsfall 1996

1996 verfolgte die Kohl-Regierung den Plan, die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall zu kürzen.

Im Kampf dagegen nahmen die Beschäftigten der großen Automobilkonzerne eine Schlüsselrolle ein,
indem sie gegenüber den ursprünglichen, zaghaften und halbherzigen Ansätzen der IG-Metall-Spitze
vorpreschten und die Arbeit niederlegten. Neben der Wut und Entschlossenheit der Beschäftigten in
diesen Betrieben war die Stärke gewerkschaftsoppositioneller Betriebsratsgruppierungen wie bei
Daimler Mettingen oder im Bremer Mercedes-Werk wichtig, um diese Kampfbereitschaft zur Aktion



zu bündeln und zu führen. Massenaktionen und wilde Streiks brachten das Gesetzesvorhaben
schließlich zu Fall.

Beispiel 2: Frauenstreik am 8. März 2017 in Lateinamerika

2017 kam es in Lateinamerikas zu länderübergreifenden Frauenstreiks. Ursprung dieser
Massenbewegung war die 2015 entstandene Kampagne „Ni una menos“ („Nicht eine weniger“), die
sich gegen misogyne Gewalt, für das Recht auf Abtreibung und für Rechte Indigener Frauen
einsetzte. Die Bewegung entstand in Argentinien und breitete sich in den folgenden Jahren in
Lateinamerika und darüber hinaus aus. Einen Höhepunkt der Bewegung bildete der
länderübergreifende Frauenstreik 2017. Er Streik wies eine breite gesellschaftliche Beteiligung von
Akademikerinnen, Arbeiterinnen, Studentinnen und Erwerbslosen auf. Dadurch konnte in
Argentinien Druck auf die Gewerkschaften ausgeübt werden, so dass diese die Forderungen der
Frauen übernahmen und zur Arbeitsniederlegung aufgerufen hatten. Aber auch in Mexiko, Chile und
Uruguay gab es unter anderem große Streiks, wo Frauen die Arbeit niedergelegt haben. Dies zeigt
uns, wie eine breite Beteiligung Druck auf Gewerkschaften ausüben kann, feministische Themen und
antirassistische Themen zusammengebracht werden können und ein solcher Kampf auch über
Ländergrenzen hinweg geführt werden kann.

Beispiel 3: Un Dia Sin Nosotras – Frauenstreik 2020 in Mexiko

Am 8. März 2020 streikten Frauen in Mexiko unter dem Motto „Un Dia Sin Nosotras“ (Ein Tag ohne
uns) aufgrund der steigenden Geschlechtergewalt und Femi(ni)zide im Land. Frauen und
Gewerkschaften riefen dazu auf, ihre berufliche und häusliche Arbeit an diesem Tag niederzulegen.
Neben den Demonstrationen und Kundgebungen, gab es an dem Tag auch Versammlungen,
Veranstaltungen und Diskussionsrunden, bei denen Frauen Ihre Forderungen äußern konnten, was
zu einer Förderung des Bewusstseins und der Solidarität beigetragen hat. Durch den Streik zeigten
die mexikanischen Frauen die Wichtigkeit ihrer Präsenz und ihrer Arbeit für die Gesellschaft und,
wie sie in Form eines Streiks Druck auf den Staat ausüben können.


